
   Protokoll-Nr. 18/27 

18. Wahlperiode 

 
 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend 

Unterausschuss "Bürgerschaftliches Engagement" 

   
 

18. Wahlperiode  Seite 1 von 24 

 
 

 

Kurzprotokoll 
der 27. Sitzung 

 

 Unterausschuss "Bürgerschaftliches Engagement" 
Berlin, den 9. November 2016, 17:00 Uhr  
Paul-Löbe-Haus 
Sitzungssaal: E.600 

Vorsitz: Willi Brase, MdB 

Tagesordnung 

 

  
 

 

  

Tagesordnungspunkt 1  Seite 7 

Fachgespräch zum Thema "Bürgerschaftliches 
Engagement in kommunalpolitischen Wahlämtern" 
 
 

 

  

Tagesordnungspunkt 2  Seite 24 

Verschiedenes 
 
 

 

 
 

  



  

 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 

Unterausschuss "Bürgerschaftliches Engagement" 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 27. Sitzung 
vom 9. November 2016 

Seite 2 von 24 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 

Unterausschuss "Bürgerschaftliches Engagement" 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 27. Sitzung 
vom 9. November 2016 

Seite 3 von 24 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 

Unterausschuss "Bürgerschaftliches Engagement" 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 27. Sitzung 
vom 9. November 2016 

Seite 4 von 24 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 

Unterausschuss "Bürgerschaftliches Engagement" 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 27. Sitzung 
vom 9. November 2016 

Seite 5 von 24 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 

Unterausschuss "Bürgerschaftliches Engagement" 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 27. Sitzung 
vom 9. November 2016 

Seite 6 von 24 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 

Unterausschuss "Bürgerschaftliches Engagement" 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 27. Sitzung 
vom 9. November 2016 

Seite 7 von 24 

 
 

Tagesordnungspunkt 1 

Fachgespräch zum Thema "Bürgerschaftliches 
Engagement in kommunalpolitischen Wahläm-
tern" 

Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden zur 
öffentlichen 27. Sitzung des Unterausschusses 
„Bürgerschaftliches Engagement“, in deren Mittel-
punkt das Fachgespräch zum Thema „Bürger-
schaftliches Engagement in kommunalpolitischen 
Wahlämtern“ stehe. Hierzu heiße er insbesondere 
die Sachverständigen herzlich willkommen: den 
Kollegen Christian Haase in seiner Eigenschaft als 
Mitglied im Bundesvorstand der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung der CDU und CSU Deutsch-
lands, Herrn Dr. Manfred Sternberg, Geschäfts-
führer der Sozialdemokratischen Gemeinschaft für 
Kommunalpolitik in der Bundesrepublik Deutsch-
land (Bundes-SGK), Herrn Gerhard Rohne, stell-
vertretender Vorsitzender des Kommunalpoliti-
schen Forums, Land Brandenburg sowie Frau 
Andrea Wacker-Hempel, Geschäftsführerin der 
Grünen und Alternativen in den Kommunalver-
tretungen Hessen e. V. (GAK). 

In dem Fachgespräch wolle man u. a. das Verhält-
nis von bürgerschaftlichem Engagement und Kom-
munalpolitik sowie lokaler Teilhabe eingehender 
erörtern. Von Interesse sei auch, wie die Rahmen-
bedingungen für ehrenamtliche Mandatsträgerin-
nen und Mandatsträger verbessert werden könn-
ten, z. B. im Hinblick auf die Anrechnung von 
Aufwandsentschädigungen bei Personen, die im 
Hartz IV-Bezug oder die Rentnerinnen und Rent-
ner seien, sowie im Hinblick auf die Freistellung 
für die Ausübung des kommunalen Mandats 
durch die Arbeitgeber. Bevor er Herrn Haase das 
Wort erteile, wolle er noch die Kollegin Kerstin 
Kassner von der Fraktion DIE LINKE. begrüßen, 
die in der heutigen Sitzung die erkrankte Kollegin 
Dr. Rosemarie Hein vertreten werde. 

Abg. Christian Haase (Kommunalpolitische Verei-
nigung der CDU und CSU Deutschlands) erklärt 
einleitend, er wolle sich in seinem Beitrag an den 
im Einladungsschreiben formulierten Fragen 
orientieren. Zunächst einmal sei danach gefragt 
worden, wie die kommunalpolitische Vereinigung 
zu der Zunahme der Akteure auf kommunalpoli-

tischer Ebene stehe und wie sie auf die damit ver-
bundenen Herausforderungen reagiere. Grund-
sätzlich halte er die Zunahme der Akteure erst 
einmal für gut. Je mehr Akteure sich vor Ort am 
kommunalpolitischen Diskurs beteiligten, umso 
besser sei dies. Daher sei es prinzipiell auch zu 
begrüßen, dass es mehr sachkundige Bürgerinnen 
und Bürger in den Räten und den Ausschüssen 
gebe. Auch die Beiräte für bestimmte gesellschaft-
liche Gruppen wie Senioren, Jugendliche oder 
Behinderte nähmen eine wichtige Rolle ein. 

Auf der anderen Seite gebe es auch destruktive 
Formen des Engagements, bei denen es den Ak-
teuren primär um die Verhinderung bestimmter 
Vorhaben auf kommunaler Ebene gehe. Diese 
mündeten zum Teil auch in Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheide. Durch das Internet ließen sich 
Menschen heute leichter für solche Formen des 
Protests mobilisieren, wobei es eigentlich das 
Anliegen aller Beteiligten sein müsse, daraus eine 
möglichst konstruktive Form der Bürgerbeteili-
gung zu machen. Bei manchem Entscheidungs-
prozess in den letzten Jahren im Bereich der 
Stadtentwicklung oder Infrastruktur könne man 
erkennen, dass die bisherigen Planungsverfahren 
an Grenzen stießen. Die Stromtrasse Südlink sei 
hierfür ein prominentes Beispiel. Sie habe viele 
Menschen betroffen, was die Verantwortlichen 
jedoch nicht dazu veranlasst habe, den Bürgern 
vorab irgendwelche Informationen zukommen zu 
lassen. Dies sei ein Fehler gewesen, der Bürger-
proteste hervorgerufen habe. Hier gelte es, sich 
umzustellen und Prozesse künftig neu zu struktu-
rieren. Dazu zähle insbesondere die rechtzeitige 
Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern, damit 
Interessenskonflikte frühzeitig öffentlich sichtbar 
und gegeneinander abgewogen werden könnten. 
Denn nur dann könne die sogenannte schweigen-
de Mehrheit, mit der man es in vielen Fällen zu 
tun habe, rechtzeitig eingebunden und erreicht 
werden. 

In seiner Zeit als Bürgermeister der Stadt Beve-
rungen habe man vor Ort ein Pumpspeicherwerk 
geplant. Hier habe das Unternehmen schon über 
die Planung informiert, noch bevor der Rat hierzu 
eine offizielle Entscheidung getroffen habe. Aus 
seiner Sicht sei es wichtig, bereits über die Pro-
jektidee zu diskutieren, da dann auch noch über 
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Alternativen gesprochen werden könne. Zudem 
müssten Informationen heute auch über die neuen 
Medien zugänglich sein. Dies helfe auch dem Rat 
dabei, qualifiziertere Entscheidungen bei oftmals 
sehr komplexen Sachverhalten zu treffen. 

Auf die umfassender werdenden Anforderungen 
reagiere die kommunalpolitische Vereinigung der 
CDU und CSU mit Fortbildungsangeboten. Dabei 
müsse man noch stärker die neuen digitalen Mög-
lichkeiten nutzen, da es nur so gelingen werde, 
die vielen Mandatsträger in den Räten und Kreis-
tagen überhaupt zu erreichen. Das Anbieten von 
Schulungen und Fortbildungen sei aber auch eine 
Pflicht der Kommunalverwaltung, die nicht allein 
auf die politische Ebene delegiert werden könne. 
Bei der Einführung des „Neuen Kommunalen 
Finanzmanagements“ in Nordrhein-Westfalen ha-
be man etwa gemeinsame Schulungen mit dem 
Rat in seiner Heimatstadt durchgeführt. Das sei 
insbesondere dann sinnvoll, wenn es um neue 
Probleme in einer Stadt gehe. 

In der Einladung sei auch nach etwaigen Bedro-
hungen von Mandatsträgern gefragt worden. Hier 
gebe es in der Tat einen erschreckenden Zuwachs, 
insbesondere über Internet, E-Mails und soziale 
Medien. Von Januar bis September 2016 seien in 
NRW 12 Bedrohungen und 42 Beleidigungen zur 
Anzeige gekommen, wobei der eklatanteste Fall 
sicherlich der Anschlag auf die damalige Kölner 
Oberbürgermeisterkandidatin Henriette Reker im 
Wahlkampf gewesen sei, der auch bundesweit 
Schlagzeilen gemacht habe. Man müsse das The-
ma jedoch breiter betrachten, denn es seien nicht 
nur kommunale Mandatsträger oder Bürgermeister 
davon betroffen, sondern auch freiwillige Einsatz-
kräfte von Feuerwehren und Rettungsdiensten. Er 
halte es auch für sinnvoll, ein Sicherheitskonzept 
für die Kommunalverwaltung zu entwickeln. 
Denn auch dort habe es schon Fälle gegeben, wo 
z. B. Mitarbeiter des Sozialamtes oder der Arbeits-
agentur angegriffen worden seien, wenn Entschei-
dungen anders als vom Bürger erwartet ausfielen. 
Hier sei die Landesebene gefragt, aber durchaus 
auch die Bundesebene, da Letztere für das Straf-
recht zuständig sei. Denn hier gebe es nach seiner 
Ansicht im Augenblick noch Lücken. Viele Fälle 
von Beleidigungen, Beschimpfungen und Bedro-
hungen würden im Moment nicht ausreichend 

erfasst, was zu Frustrationen bei denen führe, die 
davon betroffen seien. Dies erhöhe sicherlich 
nicht die Bereitschaft, sich ehrenamtlich zu 
engagieren. Die kommunalpolitische Vereinigung 
der CDU und CSU könnte sich daher die Einfüh-
rung eines gesonderten Straftatbestandes „Angrif-
fe auf Amts- und Mandatsträger“ vorstellen, den 
es bisher nicht gebe. 

Abschließend wolle er auf die Rahmenbedingun-
gen für das kommunale Ehrenamt zu sprechen 
kommen und einige Schlagworte benennen, über 
die diskutiert werde. Dazu zählten das Renten-
recht, das Elterngeld, die Freistellung und der Er-
satz des Verdienstausfalls. Die Frage des Renten-
rechtes habe der Vorsitzende schon angesprochen. 
Hier gebe es eine Übergangsregelung bis 2017, wo-
nach bei Aufwandsentschädigungen z. B. von 
Frührentnern, die kommunalpolitisch aktiv seien, 
keine Anrechnung erfolge. Diese Regelung müsse 
unbedingt verlängert werden, da kommunalpoliti-
sche Ehrenämter nicht mit anderen ehrenamt-
lichen Engagements verglichen werden könnten, 
ohne dass er Letztere in irgendeiner Weise herab-
würdigen wolle. Funktionierende Räte seien aber 
nun einmal für die Demokratie unerlässlich, denn 
hier gehe es um die Erfüllung von Staatsaufgaben. 
Daher halte er an dieser Stelle auch eine unter-
schiedliche Handhabung für gerechtfertigt. Der 
Bundestag habe vor kurzem die Flexi-Rente be-
schlossen, wo es um einen flexibleren Übergang 
von der aktiven Berufsphase in den Ruhestand 
gehe. Hier habe man vereinbart, die Regelungen 
2020 zu überprüfen. Da es sich um einen ver-
gleichbaren Sachverhalt handele, sollten die Über-
gangsregelungen bei Aufwandsentschädigungen 
ebenfalls bis zum Jahr 2020 verlängert werden. 

Ein weiteres Thema sei das Elterngeld. Wenn je-
mand schon vor der Geburt des Kindes ein kom-
munales Mandat ausgeübt habe und dann Eltern-
geld beziehen wolle, würden Aufwandsentschädi-
gungen für das kommunale Ehrenamt bei der Be-
rechnung des Elterngeldes einbezogen, sofern sie 
den steuerfreien Betrag überstiegen. Sie wirkten 
sich also erhöhend aus. Anders verhalte es sich, 
wenn man erst Vater oder Mutter werde, nachdem 
man das Mandat schon angetreten habe und dann 
Elterngeld beziehen wolle. In diesem Falle werde 
die kommunale Aufwandsentschädigung als 
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zusätzliches Einkommen abgezogen und wirke 
sich somit mindernd aus. Dies sei aus Sicht der 
kommunalpolitischen Vereinigung der CDU und 
CSU nicht nachvollziehbar. Hier sei daher eine 
andere Regelung wünschenswert.  

Die Freistellung für das kommunalpolitische Man-
dat werde von Arbeitgebern mitunter ungerne 
gewährt. Die kommunalpolitische Vereinigung der 
CDU und CSU halte es aber für wichtig, dass Man-
datsträger keine Angst haben müssten, wenn sie 
damit zu ihrem Arbeitgeber gingen. In NRW gebe 
es überfraktionell Überlegungen, z. B. auch die 
Wahrnehmung von Repräsentationstätigkeiten, 
etwa als stellvertretender Bürgermeister, als 
Freistellungsgrund anzuerkennen. Dann müsse 
jedoch auch die Frage des Verdienstausfalles kon-
gruent gelöst werden. Oftmals nähmen Arbeitge-
ber zwar keinen Lohnabzug für die Freistellung 
vor, verlangten aber im Gegenzug, dass sie dafür 
die Entschädigung erhielten. Der Arbeitgeber 
übernehme also die Differenz zwischen dem, was 
die Kommune zahle und dem tatsächlichen Lohn. 
Entweder werde also der Arbeitnehmer oder der 
Arbeitgeber bestraft. Aus seiner Sicht müsse man 
hinsichtlich der Höhe des Verdienstausfalls zu 
vernünftigen Lösungen und zu einer Angleichung 
kommen. Das fange in NRW zum Teil bei 5 Euro 
an. Er hielte es für sinnvoll, dabei den Mindest-
lohn mit in Betracht zu ziehen, der im nächsten 
Jahr auf 8,84 Euro steigen werde. Dies müsse dann 
von der kommunalen Selbstverwaltung natürlich 
auch aufgenommen werden, was unabdingbar sei, 
um das kommunale Ehrenamt attraktiv zu halten. 
Auf der Bundesebene klage man oft über Demo-
kratiedefizite, diese fingen aber bereits auf kom-
munaler Ebene an. Bleibe die Demokratie hier 
nicht lebendig, wirke sich dies letztlich irgend-
wann auch auf der Bundes- und der Landesebene 
aus. Daher sollte die stärkere Anerkennung des 
kommunalen Ehrenamtes ein Anliegen aller sein.  

Herr Dr. Manfred Sternberg (Bundes-SGK) be-
dankt sich zunächst für die Einladung. Er begrüße 
es sehr, dass der Unterausschuss „Bürgerschaft-
liches Engagement“ das kommunalpolitische 
Ehrenamt in den Mittelpunkt einer Sitzung stelle. 
Denn in den Debatten zum Thema „Engagement“ 
werde das kommunalpolitische Ehrenamt häufig 
vergessen oder in eine Konfrontationsstellung 

zum „normalen“ bürgerschaftlichen Engagement 
gebracht, was er bedauerlich finde. Oftmals werde 
das kommunalpolitische Ehrenamt auch nicht 
ausreichend gewürdigt, sondern werde als Be-
standteil des politischen Establishments betrach-
tet und – wie die politische Klasse insgesamt – als 
nicht mehr vertrauenswürdig angesehen. Darüber 
müsse man sich ernsthafte Gedanken machen, da 
hier das Misstrauen gegenüber der Politik anfange. 
Daher sollte man auch auf der bundespolitischen 
Ebene den Diskurs über die Rahmenbedingungen 
für das kommunalpolitische Ehrenamt führen. 

Die „Allianz Vielfältige Demokratie“ der Bertels-
mann Stiftung beschäftige sich mit der Frage, wie 
neue Partizipationsformen besser mit traditionel-
len, repräsentativen Beteiligungsformen verzahnt 
werden könnten und wie man zu mehr Kommuni-
kation und zu kooperativeren Formen der Zusam-
menarbeit kommen könne. Diesbezüglich gebe es 
sowohl im Hinblick auf das Selbstverständnis von 
Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpoliti-
kern als auch von jenen gesellschaftlichen Kräf-
ten, die außerhalb der Gemeindevertretungen ope-
rierten und sich zum Teil als Bürgerinitiativen mit 
Kampagnen gegen bestimmte Vorhaben der Ge-
meinde oder der Stadt artikulierten, deutlichen 
Handlungsbedarf. Die zentrale Frage sei, wie man 
die kommunalen Mandatsträgerinnen und Man-
datsträger dazu befähigen könne, mit den neuen 
vielfältigen Kommunikationsanforderungen um-
zugehen. Die kommunalpolitischen Vereinigun-
gen der Parteien seien ein wichtiger Akteur im 
Bereich der Fort- und Weiterbildung für Kommu-
nalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker, aber 
sie könnten nicht das ganze Feld ausfüllen. Hier 
seien auch die Städte und Gemeinden mit ihren 
Verwaltungen gefordert, aber auch Stiftungen und 
andere Akteure. 

Ferner sei es eine zentrale Aufgabe der Fraktio-
nen, ihre Fraktions- und Ratsarbeit effektiver zu 
gestalten und zu organisieren. Sitzungen müssten 
z. B. nicht zwingend bis in die Nacht hinein dau-
ern, denn Zeit sei bekanntlich eine knappe Res-
source. Gerade wenn man zeitärmere Menschen in 
die Kommunalpolitik einbeziehen wolle, müsse 
man dies stärker berücksichtigen. Daher sollte 
man u. a. über die Durchführung von Fraktions-
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coachings und Fraktionsklausurtagungen nach-
denken. Wichtig sei auch, einen „Kümmerer“ zu 
haben, der den Kontakt in die lokalen Vereine 
hinein halte, aber auch eine Person, die das not-
wendige Wissen für das „Neue Kommunale 
Finanzmanagement“ mitbringe, welches eine an-
spruchsvolle und komplexe Materie sei. Daher 
müssten die Anstrengungen im Bereich der 
Weiterbildung forciert unterstützt werden. 

Darüber hinaus dürften direktdemokratische und 
plebiszitäre Elemente einerseits und die repräsen-
tative Demokratie andererseits nicht gegeneinan-
der ausgespielt werden. Vielmehr müsse ein Mit-
einander organisiert und sowohl mehr als auch 
eine andere Art der Kommunikation miteinander 
gepflegt werden. Dies sei ein Aufruf an alle Partei-
en, die Art, wie sie Parteiarbeit vor Ort machten, 
zu überdenken. Es gelte auch für die Sozialde-
mokratie, da es zum Teil die Tendenz vor Ort 
gebe, eingefahrene Muster der Politik einfach 
weiterzuführen. Auf der anderen Seite habe man 
insbesondere in dünn besiedelten ländlichen Ge-
bieten oftmals das Problem, überhaupt noch Men-
schen zu finden, die sich in der Kommunalpolitik 
ehrenamtlich engagieren wollten. Daher stelle 
sich für alle Parteien die Frage, wie man mehr 
Nachwuchs für kommunalpolitische Ämter ge-
winnen könne. Denn wenn man sich die Gemein-
deratswahlergebnisse in den Ländern anschaue, 
stellt man fest, dass die Mandatsträger nur zu 
einem geringeren Teil Angehörige einer Partei, 
sondern mehrheitlich unabhängige Kandidaten 
seien. Unabhängig heiße in dem Fall aber auch, 
auf bestimmte Organisationsstrukturen nicht 
zurückgreifen zu können.  

Was die Frage nach der Bedrohung kommunaler 
Mandatsträger angehe, sei zu konstatieren, dass 
sich die Sitten im Bereich der Kommunikation 
verschlechtert hätten. Dies gelte insbesondere für 
die sozialen Netzwerke und das Internet, wo die 
Hemmschwelle, Dinge auszusprechen, die man 
niemanden ins Gesicht sagen würde, deutlich ge-
sunken sei. Die Zunahme von „hate speech“ im 
Internet sei erheblich. Diese Vorfälle würden je-
doch statistisch nicht erfasst und auch nicht im-
mer zur Anzeige gebracht. Zumeist seien es nur 
die gröbsten Ausreißer. Und diejenigen, die An-
zeige erstatteten, müssten damit rechnen, dass 

diese oftmals keine Folgen habe. 

Das Klima in den sozialen Netzwerken sei auch 
eine Frage von demokratischer Kultur und diese 
nehme im Moment deutlich ab. Es sollte allen zu 
denken geben, wenn immer mehr Mandatsträge-
rinnen und Mandatsträger berichteten, dass sie 
zumindest verbal schon einmal bedroht und ange-
griffen worden seien. Vereinzelt gebe es jedoch 
auch tätliche Angriffe auf Personen, worauf Herr 
Haase schon hingewiesen habe. Zuletzt habe man 
von einem Fall erfahren, wo ein Brandenburger 
Bürgermeister von Teilen der Bevölkerung massiv 
unter Druck gesetzt worden sei. Dabei sei auch 
seine Familie öffentlich angegriffen und die Töch-
ter in der Schule gemobbt worden. Dies sei nicht 
nur in der Sache unerträglich, sondern habe in 
einzelnen Fällen schon dazu geführt, dass Men-
schen auf ihr Mandat verzichtet hätten, da sie dies 
ihrer Familie nicht zumuten wollten. Im Hinblick 
auf die Frage, mit welchen Instrumenten man dem 
begegnen könne, habe die SGK eine etwas andere 
Einschätzung als der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund, der sich ebenfalls intensiver mit der 
Frage, bestimmte neue Strafrechtstatbestände ein-
zuführen, befasst habe. Nach Rücksprache mit den 
Betroffenen sei die SGK zu dem Ergebnis gekom-
men, dass es am Ende mehr eine Frage des Muts 
und der Haltung sei, so eine Situation durchzu-
halten. 

Abschließend wolle er etwas zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen sagen. Die SGK habe immer 
die Ansicht vertreten, dass eine Anrechnung von 
Aufwandsentschädigungen auf Renten nicht erfol-
gen sollte. Das BMAS habe dazu eine andere Posi-
tion. Es gebe die bereits genannte Übergangsrege-
lung bis 2017, die, wenn in Kürze über das Ren-
tenpaket gesprochen werde, aus Sicht der SGK zu-
mindest um zwei Jahre verlängert werden sollte. 

Herr Gerhard Rohne (Kommunalpolitisches Fo-
rum, Land Brandenburg) erklärt, er wolle in sei-
nem Beitrag zunächst darauf eingehen, auf welche 
Weise das kommunalpolitische Forum, Land 
Brandenburg versuche, die kommunalpolitischen 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträger für ihre 
Aufgaben zu befähigen. Anschließend werde er 
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noch etwas zur Frage nach den Rahmenbedingun-
gen sagen.  

Das Kommunalpolitische Forum habe sich im Jahr 
1991 mit 31 Mitgliedern gegründet. Inzwischen 
sei die Zahl auf 500 Mitglieder gestiegen. Einen 
Dachverband gebe es noch nicht, aber man arbeite 
daran. Im Kommunalpolitischen Forum, Land 
Brandenburg seien alle Kreistagsfraktionen sowie 
die Fraktionen der vier kreisfreien Städte der Par-
tei DIE LINKE Mitglied. Man habe 18 Fraktionen 
auf Stadt- und fünf Fraktionen auf Gemeinde-
ebene. Es seien nicht alle Mitglied, weil dies auch 
eine Frage des Mitgliedbeitrags und der Satzung 
sei. Darüber hinaus habe man 116 Einzelmitglie-
der. Obwohl man als gemeinnütziger Verein der 
Partei DIE LINKE. nahestehe, habe man auch 
schon Mitglieder und Kandidaten in die Schu-
lungsprogramme aufgenommen, die nicht Mit-
glied der LINKEN seien. 

Die Arbeit des Kommunalpolitischen Forums 
orientiere sich nicht an Jahresprogrammen, son-
dern an der Dauer der Wahlperiode. Schon im 
Vorfeld einer Kommunalwahl biete man interes-
sierten Kandidatinnen und Kandidaten eine Art 
Schnupperkurs an, damit diese wüssten, was auf 
sie zukomme, wenn sie gewählt würden. Man fra-
ge auch nach den Zielen und Visionen der Kandi-
datinnen und Kandidaten und konfrontiere sie 
mit möglicherweise den entgegenstehenden 
Restriktionen im Kommunalrecht. Dies sei sinn-
voll, damit Kandidaten nicht nach der Wahl auf-
grund falscher Erwartungen ihr Mandat sofort 
wieder niederlegten. 

Nach der Kommunalwahl stehe die Vermittlung 
von Grundlagenwissen im Mittelpunkt. Dazu 
zählten z. B. die Satzung, die Kommunalverfas-
sung, aber auch das Lesen und Verstehen eines 
Doppelhaushalts, der für viele zunächst einmal 
ein Buch mit sieben Siegeln sei. Man führe also 
die Mandatsträgerinnen und Mandatsträger gezielt 
an die Aufgaben heran, die sie im Kreistag, in der 
Gemeindevertretung, im Stadtparlament oder im 
Ortsbeirat erwarteten. 

Ein weiteres Thema sei, wie Fraktionen überhaupt 

arbeiteten. Der Begriff „Fraktionscoaching“ sei be-
reits gefallen. Denn neben den formal geregelten 
Anforderungen gebe es auch Erwartungen und 
Ansprüche im Hinblick auf die Disziplin, z. B. die 
regelmäßige Teilnahme an Fraktions- und Aus-
schusssitzungen oder die Erfüllung der Präsenz-
pflicht bei den Vertretungssitzungen. Ein weiterer 
Schwerpunkt sei die inhaltliche Auseinanderset-
zung mit dem Rechtsextremismus als kommunal-
politischer Querschnittsaufgabe. Dazu lade man 
zum Teil auch Vertreter des Verfassungsschutzes 
oder der zuständigen Ministerien ein. 

Die Themenschwerpunkte, mit denen sich das 
Kommunalpolitische Forum beschäftige, bestim-
me nicht der Vorstand, sondern die Jahresmitglie-
derversammlung anhand der vorhandenen Pro-
bleme in den Räten, aber auch aufgrund neuer 
Themen und Entwicklungen in der Landespolitik. 
Ein besonderer Schwerpunkt in diesem Jahr sei 
die Frage der Unterbringung von Flüchtlingen 
und die Frage der Willkommenskultur in den 
Kommunen gewesen. Darüber hinaus führe das 
Kommunalpolitische Forum einmal im Jahr ein 
Mandatsträger-Treffen durch, wo sich die kommu-
nalpolitischen Vertreterinnen und Vertreter mit 
Landtagsabgeordneten über wichtige Themen aus-
tauschen könnten. An den Schulungen hätten be-
reits Minister, Staatssekretäre, Landtagsabgeord-
nete, Geschäftsführer des Städte- und Gemeinde-
bundes und des Landkreistages sowie Vertreter 
weiterer Institutionen als Gesprächspartner in 
Potsdam teilgenommen. Da Brandenburg ein Flä-
chenland sei, habe man sich entschlossen, darü-
ber hinaus 14 regionale Kontaktstellen ins Leben 
zu rufen, um lokale Probleme besser erkennen, auf 
die Tagesordnung setzen und mit entsprechender 
Fachkompetenz mit den Abgeordneten vor Ort 
ausdiskutieren zu können. Über die Internetplatt-
form des Kommunalpolitischen Forums könnten 
zudem sämtliche Dokumentationen abgerufen 
werden. Im Rahmen der vorhandenen Möglich-
keiten gebe man ferner Studien in Auftrag. 

Hinsichtlich der Frage nach der Verbesserung der 
Rahmenbedingungen wolle er einige Punkte an-
sprechen. Wenn man sich anschaue, welche Per-
sonen überhaupt kommunale Mandate ausübten, 
stelle man fest, dass dies vor allem Vorruheständ-
lerinnen und Vorruheständler, Rentnerinnen und 
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Rentner, Lehrerinnen und Lehrer und zum Teil 
auch Selbstständige seien, die sich ihre Zeit rela-
tiv gut einteilen könnten. Zum Teil werde von Ar-
beitgebern auch Druck auf Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer ausgeübt, wenn sie ein kom-
munales Ehrenamt ausüben wollten. Mitunter hei-
ße es: „Naja, offiziell musst Du ja freigestellt wer-
den, aber überlege Dir gut, ob Du das wirklich 
machen willst.“ Es sei zu überlegen, wie man mit 
solch subversivem Druck umgehen könne, da sich 
dieser negativ auf die Bereitschaft, ein kommuna-
les Mandat zu übernehmen, auswirken könne. 

Ein zweites Problem sei, dass sich jüngere Enga-
gierte, die man wegen einer Kandidatur angespro-
chen habe, nur sehr ungern in ein starres System 
von Ausschusssitzungen und strengen Regularien 
einbinden ließen. Man stehe zwar in Kontakt mit 
Jugendinitiativen, die sich für bestimmte Themen 
einsetzten. Wenn man jedoch einzelne darauf an-
spreche, ob sie sich nicht als Kandidatin oder 
Kandidat aufstellen lassen wollten, schreckten 
viele davor zurück. Man führe daher seit einiger 
Zeit eine sogenannte Herbstakademie durch, wo 
man lebenserfahrenere Mandatsträger mit poten-
ziell Interessierten in Form einer bildungspoliti-
schen Veranstaltung zusammenzubringen ver-
suche. 

Ein weiteres Problem sei der geringe Frauenanteil 
bei den Mandatsträgern. Dafür gebe es sicherlich 
unterschiedliche Gründe, auf die man später in 
der Diskussionsrunde vielleicht noch zu sprechen 
kommen werde. Eine weitere Schwierigkeit sei, 
dass es de facto kommunale Mandatsträger erster 
und zweiter Klasse gebe. Wer z. B. im SGB II-Be-
zug sei, dem werde seine Aufwandsentschädigung 
auf die von ihm bezogenen Sozialleistungen ange-
rechnet. Wer nicht im SGB II-Bezug sei, bei dem 
sie dies naturgemäß nicht der Fall. Diese Un-
gleichbehandlung sei den Betroffenen nur schwer 
begreiflich zu machen.  

Frau Andrea Wacker-Hempel (GAK) bedankt sich 
zunächst für die Einladung und die Möglichkeit 
aus Sicht der Grünen und Alternativen in den 
hessischen Kommunalvertretungen zum Thema 
Stellung nehmen zu können. Sie wolle zunächst 
etwas zur Frage der Bürgerbeteiligung sagen. Hier 

habe sich in den letzten Jahren aufgrund der be-
grenzten finanziellen Handlungsspielräume eini-
ges sehr stark verändert. Viele Ehrenamtliche 
fühlten sich außerhalb von Wahlkampfzeiten von 
Politikerinnen und Politikern nur unzureichend 
wertgeschätzt. Zudem habe sich auch das kommu-
nalpolitische Arbeiten in den Parlamenten und 
Ausschüssen verändert. Die Themen, in denen 
sich Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpo-
litiker auskennen müssten, würden immer kom-
plexer. Dies betreffe die Satzung und die Gemein-
deordnung ebenso wie die Ausübung von Auf-
sichtsratsfunktionen in kommunalen Unterneh-
men. Man lege daher ein Hauptaugenmerk auf 
Schulungsangebote für die kommunalen Mandats-
trägerinnen und Mandatsträger. Andererseits habe 
man es auch mit dem Engagement von Ehrenamt-
lichen z. B. im Kindergartenbereich zu tun, wenn 
es um höhere Gebühren gehe. Zumeist handele es 
sich dabei um ein temporäres Engagement, das 
abebbe, sobald das konkrete Problem gelöst sei.  

Ein neues und belastendes Element seien die Dis-
kussionen und die verbalen Angriffe z. B. der AfD, 
die inzwischen in vielen Gremien sitze. Zum Teil 
habe man ein Déjà-vu-Erlebnis zu den Zeiten, als 
die Republikaner und die NPD in die Räte einge-
zogen seien. Sie selbst habe in der letzten Woche 
einen Brief im Briefkasten gehabt, um den sich 
jetzt der Staatsschutz kümmere, nachdem sie ihn 
zur Polizei gebracht habe. Das werde zwar even-
tuell keine Folgen zeitigen, aber für sie sei es 
wichtig gewesen, dies zu tun. Neben Fortbildun-
gen reagiere man als kommunalpolitische Vereini-
gung auf neue Herausforderungen auch mit Team-
bildungsangeboten, um die Fraktionen arbeits-
fähig zu halten. Angeboten würden ferner Kurse 
zur Sitzungsleitung sowie Rhetorikkurse, damit 
Mandatsträger – auch wenn sie verbalen Angriffen 
ausgesetzt seien – sich in Diskussionen zur Wehr 
setzen und behaupten könnten.  

Man erhalte auch sehr viele Rückmeldungen von 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern über die 
vielerorts zum Teil sehr schwierigen Anträge und 
Initiativen von neu eingezogenen Gruppierungen 
in den Kommunalparlamenten. Zum Teil tauchten 
dieselben Initiativen mit denselben Begründungen 
anderenorts wieder auf. Man fördere daher die 
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Vernetzung und die Entwicklung von Gegenstrate-
gien, damit nicht jeder das Rad vor Ort neu erfin-
den müsse. Schulungen seien jedoch nicht nur ei-
ne Aufgabe der kommunalpolitischen Vereinigun-
gen, sondern auch der Kommunalverwaltungen. 
Wichtig sei insbesondere, dass sich die Mandats-
trägerinnen und Mandatsträger mit den Geschäfts-
ordnungen und der hessischen Gemeindeordnung 
gut auskennen würden. Auch hierzu biete man 
Unterstützung an. Im Falle von persönlichen An-
griffen gebe es ferner die Möglichkeit, eine Rechts-
beratung durch einen Rechtsanwalt in Anspruch 
zu nehmen. 

Im Einladungsschreiben sei auch danach gefragt 
worden, welche Verbesserungen der Rahmenbe-
dingungen für das kommunale Ehrenamt notwen-
dig seien. Dazu hätten die Vorredner schon eini-
ges gesagt, was sie an einigen Punkten noch er-
gänzen wolle. In einigen Kommunen seien die 
Aufwandsentschädigungen sehr üppig, in anderen 
könnten oder wollten die Kommunen aus finan-
ziellen Gründen hierfür nur eine geringe Summe 
zur Verfügung stellen. Das sei für die Betroffenen 
nicht nur demotivierend, sondern auch wenig 
wertschätzend. Es gebe bekanntlich den Spruch: 
„Was nichts kostet, ist nichts wert“. Viele Haupt-
amtliche sähen die eigene Kommunalvertretung 
zum Teil als unnötigen Diskussionszirkel, als 
Hemmschuh in der täglichen Arbeit oder als Ver-
ursacher von lästiger Kritik an. Es gebe auch Bür-
germeister und Stadträte, die sich als „kleine Kö-
nige“ aufführten. Der Gedanke, dass eigentlich das 
Parlament die Verwaltung beaufsichtige und die-
sem die Arbeitsaufträge vorgebe, sei dem einen 
oder anderen im Hauptamt durchaus fremd, was 
sie sehr bedauerlich finde. Denn wenn man mehr 
zusammenarbeiten würde, könnte man Probleme 
sehr viel besser lösen.  

Ein weiterer wichtiger Aspekt sei der Zeitfaktor. 
Wenn sie hochrechne, was sie selbst als Auf-
wandsentschädigung erhalte und wie viele Stun-
den sie brauche, um Unterlagen zu studieren und 
sich für Sitzungen der Fraktion vorzubereiten, so 
liege die Summe mit Sicherheit weit unter dem 
Mindestlohn. Das gehe vielen anderen auch so. 
Hinzu kämen die Sitzungstermine während des 
Tages, die von Berufstätigen kaum wahrgenom-

men werden könnten. Die Ausübung eines kom-
munalen Mandates durch den Arbeitnehmer sei 
auch nicht jedem Arbeitgeber recht. Arbeitnehmer 
überlegten sich daher oft zweimal, ob sie sich 
wählen ließen oder ob sie einen Termin wahrnäh-
men, da sie die versäumte Arbeitszeit nacharbei-
ten oder dafür Überstunden abbauen müssten. 
Zudem sei die Abrechnung der Ausfallgelder sehr 
kompliziert, weshalb mancher lieber einen Tag 
Urlaub nehme, um sich damit nicht befassen zu 
müssen. Hier sei eine Vereinfachung der Regelun-
gen notwendig.  

Ein wichtiges Ziel sei aus ihrer Sicht auch, mehr 
junge Menschen für Politik im Allgemeinen und 
für die Kommunalpolitik im Besonderen zu inte-
ressieren. Wenn man Letzteres wolle, müsse je-
doch auch die Bereitschaft vorhanden sein, Ver-
antwortung abzugeben und junge Menschen mit 
Rat und Tat zu unterstützen. Denn nur so werde 
der notwendige Generationenwechsel in den 
Kommunalparlamenten, die im Moment in ihrer 
Zusammensetzung stark überaltert seien, gelingen. 
Je früher man zudem damit beginne, extremisti-
sches Gedankengut zu bekämpfen und ihm den 
Nährboden zu entziehen, desto besser sei es für 
die demokratische Entwicklung vor Ort. 

Der Vorsitzende dankt den Sachverständigen für 
ihre einführenden Beiträge. Die Fragerunde eröff-
ne die Kollegin Svenja Stadler. 

Abg. Svenja Stadler (SPD) erklärt, Frau Wacker-
Hempel habe auf die erforderliche Zeit für die 
Vorbereitung von Fraktionssitzungen und auf die 
Notwendigkeit hingewiesen, Änderungen bei der 
Aufwandsentschädigung vorzunehmen. Sie inte-
ressiere, was Politik dort aus Sicht der Sachver-
ständigen konkret tun sollte. Jugendliche seien 
nach ihrer Erfahrung durchaus sehr an Politik 
interessiert. Die Frage sei nur, warum viele sich 
nicht parteipolitisch verorten wollten, sondern 
sich vor Ort lieber z. B. in einer Bürgerinitiative 
engagierten. Vielleicht müsse man daher darüber 
nachdenken, dass sich Politik ein Stück weit ver-
ändere und wie Parteien anders auf Jugendliche 
zugehen könnten. Denn viele junge Menschen 
wollten konkret etwas bewegen und sich nicht 
einfach irgendwo hinten anstellen.  
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Es sei auch die Notwendigkeit angesprochen wor-
den, Fort- und Weiterbildungen sowie Rhetorik- 
und Moderationskurse anzubieten. Allerdings 
dürfe man auch nicht vergessen, dass es sich um 
ein kommunalpolitisches Ehrenamt und nicht um 
ein Hauptamt handele. Ihre Frage sei, ob man 
angesichts der steigenden Aufgaben und Heraus-
forderungen in vielen Räten nicht auch über mehr 
hauptamtliche Mitarbeiter nachdenken müsse, 
auch wenn ihr bewusst sei, dass die Finanzexper-
ten dies sicherlich nicht gerne hörten. Bei der 
Vorbereitung für die Sitzung habe sie den Hinweis 
gelesen, dass sich die kommunalpolitische Verei-
nigung der CDU und CSU Deutschlands dafür ein-
setze, bürgerschaftliches Engagement auch finan-
ziell zu stärken. Sie interessiere, in welcher Form 
dies genau geschehen solle.  

Abg. Ingrid Pahlmann (CDU/CSU) bedankt sich 
zunächst für die vielfältigen Beiträge der Sachver-
ständigen. Insbesondere im Hinblick auf die Not-
wendigkeit von Nachwuchsförderung, Schulun-
gen und Coaching hätten sich vielfältige Über-
schneidungen zwischen den kommunalpoliti-
schen Vereinigungen gezeigt. Was das angespro-
chene, mitunter problematische Verhältnis zwi-
schen hauptamtlichen Verwaltungschefs bzw. 
Bürgermeistern einerseits und ehrenamtlichen 
kommunalen Mandatsträgern andererseits angehe, 
sei es nach ihrer Erfahrung von entscheidender 
Bedeutung wie Letztere gegenüber Ersteren aufträ-
ten. Das Selbstverständnis der Gewählten erforde-
re mitunter auch einmal, Stopp zu sagen und da-
rauf hinzuweisen, dass man inhaltlich selbst die 
Richtung vorgebe. 

Aus den Vorträgen der Sachverständigen habe sie 
entnommen, dass es offenbar eine zunehmende 
Anzahl von Angriffen auf kommunale Mandats-
träger gebe. Die Frage sei, wie man möglicherwei-
se auch auf Bundesebene darauf reagieren könne. 
Mitgenommen aus den Beiträgen habe sie auch, 
dass es notwendig sei, sich um die 2017 endende 
Übergangsregelung im Rentenrecht zu kümmern, 
da ein Auslaufen kontraproduktiv wäre. Da ein 
kommunales Mandat ein Ehrenamt sei, könne 
man bei der Aufwandsentschädigung aus ihrer 
Sicht nicht den Mindestlohn als Bezugsgröße 
heranziehen. Die Anrechnung von Aufwandsent-
schädigungen bei Rentnern oder Menschen im 

SGB II-Bezug halte sie für nicht gerechtfertigt, da 
man diese im kommunalpolitischen Ehrenamt 
ebenso benötige wie junge Leute und Menschen 
aus allen Schichten der Bevölkerung. Die Frage 
sei, ob es von Seiten der kommunalpolitischen 
Vereinigungen Ideen gebe, wie man diese stärker 
gewinnen und motivieren könne.  

Nicht verstanden habe sie den Hinweis des Kolle-
gen Haase zum Elterngeld. Hier bitte sie noch ein-
mal um genauere Erläuterung. Die angesproche-
nen Probleme bei Freistellung und Verdienstaus-
fall beträfen nicht nur kommunale Mandatsträger, 
sondern auch Menschen, die in Blaulichtorganisa-
tionen engagiert seien. Sie stelle immer wieder 
fest, dass es hier in den Gebührensatzungen der 
Bundesländer durchaus Unterschieden gebe und 
dass die entsprechenden Zahlungen nicht immer 
auskömmlich seien. Hier würde sie sich zwischen 
den Ländern eine einheitlichere Richtung und ei-
nen möglichen Anstoß hierzu seitens der Bundes-
ebene wünschen.  

Abg. Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) dankt den Sachverständigen ebenfalls 
zunächst für ihre interessanten Vorträge. Im 
Unterausschuss habe man bereits des Öfteren über 
die Bedeutung des Ehrenamts für die Persönlich-
keitsbildung diskutiert. Eigentlich müsste es auch 
für Arbeitgeber von Gewinn sein, bürgerschaftlich 
engagierte Personen mit ihren dort erworbenen 
Kompetenzen im Unternehmen zu haben. Aus ih-
rer Sicht sollte das Ehrenamt auch bei Bewerbun-
gen von den Kommunen noch stärker berücksich-
tigt und anerkannt werden.  

Der Kollege Haase habe zu Recht die Frage aufge-
worfen, wie man die Bürger bei der Gestaltung 
von gesellschaftspolitisch relevanten Prozessen 
auf der kommunalen Ebene stärker mitnehmen 
könne. Aus ihrer Sicht bestehe bezüglich der Not-
wendigkeit zwischen den heute hier vertretenen 
Parteien weitgehende Einigkeit. Sie erlebe häufi-
ger, dass Bürgerinnen und Bürger von der fal-
schen Vorstellung ausgingen, kommunalpolitische 
Mandatsträger würden für ihr Tun bezahlt, ob-
wohl sie lediglich eine Aufwandsentschädigung 
für ein Ehrenamt erhielten. Insofern halte sie es 
für wichtig, sich darüber Gedanken zu machen, 
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wie man einerseits die Bevölkerung stärker mit-
nehmen könne und wie man andererseits die Si-
cherheit der in diesem Bereich engagierten Perso-
nen erhöhen könne.  

Sie habe eine Frage zum Thema „Jugendliche“. 
Sie erlebe bei ihren Besuchen in Schulen immer 
wieder, dass Schülerinnen und Schüler der neun-
ten Klasse zum Teil zwar sehr politisch interes-
siert und auch stark engagiert seien, z. B. in der 
Flüchtlingsarbeit oder in anderen Bereichen. Sie 
wüssten aber teilweise nicht, an wen sie sich mit 
ihrer politischen Engagementbereitschaft hinwen-
den sollten. Bei ihren Besuchen in Schulen sei ihr 
wiederholt gesagt worden, dass das Thema „Kom-
munalwahlen“ im Unterricht überhaupt nicht an-
gesprochen werde, obwohl zur selben Zeit drau-
ßen überall Plakate für die hessischen Kommunal-
wahlen gehangen hätten. Aus ihrer Sicht sollte es 
eigentlich zum Bildungsauftrag von Schulen gehö-
ren, auch über kommunalpolitische Themen zu 
informieren, da es gerade hier Beteiligungsmög-
lichkeiten für Jugendliche gebe. Auch wenn man 
Lehrer dazu nicht rechtlich verpflichten könne, so 
halte sie es doch für eine wichtige Frage des 
demokratischen Selbstverständnisses. 

Abschließend wolle sie etwas zum Thema „Zeit-
management“ sagen. Als sie vor einigen Jahren in 
Schweden gewesen sei, habe sie versucht, einen 
offiziellen Abendtermin mit Politikern zu verein-
baren. Dies habe sich als unmöglich erwiesen, da 
es dort üblich sei, dass der Abend der Familie ge-
höre. Es habe sich daher niemand bereitgefunden, 
an einem abendlichen Arbeitsessen teilzunehmen. 
Offensichtlich gebe es hier ein anderes Verständ-
nis hinsichtlich der Vereinbarkeit von Familie 
und Politik. Sie interessiere daher, ob es in den 
kommunalpolitischen Vereinigungen Überlegun-
gen gebe, Sitzungszeiten familien- und frauen-
freundlicher zu terminieren, z B. auch einmal am 
Samstagmorgen und nicht immer nur am Abend. 

Abg. Kerstin Kassner (DIE LINKE.) bedankt sich 
zunächst bei den Sachverständigen für ihre um-
fangreichen Informationen. Als kommunalpoliti-
sche Sprecherin ihrer Fraktion begrüße sie es sehr, 
dass sich der Unterausschuss so intensiv mit dem 

kommunalpolitischen Ehrenamt auseinanderset-
ze. Sie sei selbst Gemeindevertreterin in einer 
kleinen 250 Seelen Gemeinde und sei zehn Jahre 
lang auch Landrätin im Landkreis Rügen gewesen. 
Es sei in der Tat sehr wichtig, diejenigen zu unter-
stützen, die sich engagierten. Man brauche dieses 
Engagement und man brauche dabei auch die gan-
ze Breite der Bevölkerung in den kommunalpoliti-
schen Vertretungen. Diese sollten eigentlich ein 
Abbild der Gemeinde sein, was in der Praxis lei-
der oft nicht der Fall sei. Ihre Frage an die Sach-
verständigen sei, wie man insbesondere die Ver-
einbarkeit von Familie und Engagement verbes-
sern könne. 

Die Kollegin Schulz-Asche habe zu Recht auf die 
Bedeutung der Schulen für die Vorbereitung auf 
solche Ehrenämter hingewiesen. Auch nach ihrer 
Beobachtung sei ein kommunalpolitisches Ehren-
amt für junge Leute heute nicht mehr selbstver-
ständlich, da auch ihre Eltern und Großeltern sol-
che Mandate nur selten ausübten. Schon eher ge-
linge es, der örtlichen freiwilligen Feuerwehr oder 
dem THW junge Menschen über die Technik für 
ein Engagement zu gewinnen. Vielleicht könne 
man sie über diesen Umweg auch stärker für ein 
Engagement in der Gemeindearbeit motivieren. 

Herr Haase habe eingangs auf die Ambivalenz von 
Bürgerinitiativen hingewiesen. Auch sie erlebe es 
mitunter, dass Bürgerinitiativen Entscheidungen, 
die die Gemeindevertretung oder Stadtverordne-
tenversammlung auf den Weg bringen wollten, zu 
torpedieren versuchten. Viele Bürgerinitiativen 
seien aber auch sehr konstruktiv, wenn man sie 
tatsächlich mit einbeziehe und einbinde. Sie seien 
oft auch Multiplikatoren in Bevölkerungsschich-
ten hinein, die die Politik ansonsten kaum errei-
che. Es sei auch nicht so, dass sich Bürgerinitiati-
ven nur bildeten, um Beschlüsse zu verhindern. 
Oft organisierten sie sich auch, um gemeinsam ein 
Ziel zu erreichen, z. B. den Bau eines Gemeinde-
zentrums, eines Begegnungsortes für junge Leute 
etc. Hingegen engagierten sich nach ihrer Erfah-
rung nur noch wenige Menschen in einer Partei. 
Sie interessiere daher, wie das Engagement in 
Bürgerinitiativen von den kommunalpolitischen 
Vereinigungen bewertet werde, da man an den 
Realitäten ja nicht vorbeigehen könne. 
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Man müsse auch schauen, was der Bund zur För-
derung der Rahmenbedingungen für das kommu-
nalpolitische Ehrenamt tun könne. Natürlich sei-
en hier auch die Länder gefragt, weil die Kommu-
nen in ihren Zuständigkeitsbereich fielen, aber 
nicht alle hätten dies gleichermaßen auf ihrer po-
litischen Agenda. Es wäre daher wichtig, gute Bei-
spiele zu sammeln, die auch von anderen Ländern 
übernommen werden könnten. Sie denke z. B. an 
die Ehrenamtskarte. Auch kommunale Unterneh-
men könnten sich hier noch stärker engagieren. 

Ein zentraler Aspekt sei aus ihrer Sicht die Frage 
der Weiterbildung. Wo Hauptamtliche es als ihre 
Aufgabe betrachteten, Ehrenamtliche über Qualifi-
zierungen inhaltlich mitzunehmen, fördere dies, 
gemeinsame Wege zu finden und zu beschreiten. 
Besonders wenn Ehrenamtliche Funktionen in 
Aufsichtsgremien von kommunalen Unternehmen 
übernähmen, gehe dies nicht ohne zusätzliche 
Qualifikation. Denn sie gingen damit eine große 
Verantwortung ein und würden unter Umständen 
für etwaiges Fehlverhalten in Haftung genommen.  

Hinsichtlich der Aufwandsentschädigung gelte es, 
Regelungen zu finden, die verhinderten, dass es 
Abgeordnete erster und zweiter Klasse gebe. Ob 
Rentner, Vorruheständler oder auch Menschen im 
SGB II-Bezug, alle würden im kommunalpoliti-
schen Ehrenamt benötigt. Auch beim Elterngeld 
würde sie es begrüßen, wenn eine Regelung gefun-
den würde, die die Betroffenen motiviere und 
unterstütze und nicht demotiviere. 

Abg. Johannes Steiniger (CDU/CSU) erklärt, er 
teile die Auffassung seiner Vorrednerinnen, dass 
junge Leute durchaus sehr am kommunalpoliti-
schen Bereich interessiert seien, da man sich hier 
für ein konkretes Projekt einsetzen und auch 
etwas erreichen könne. Er wolle ein Problem an-
sprechen, das man auf Bundesebene nicht lösen 
könne, das aber virulent sei. Dies sei das Thema 
„Zweitwohnsitzsteuer“. Wenn jemand in Rhein-
land-Pfalz in der Eifel in seinem Dorf Mitglied im 
Gemeinderat sei, aber in Mainz oder Koblenz stu-
diere und es dort eine Zweitwohnsitzsteuer gebe, 
sei der Anreiz sich umzumelden, um sich dort in 
der Kommunalpolitik ehrenamtlich zu engagieren, 
nicht sehr hoch. Auch wenn der Bund hier nicht 

zuständig sei, könnten die Mitglieder das Thema 
in ihren jeweiligen Bundesländern ansprechen 
und dort auf eine Lösung drängen. 

Von der Kollegin Schulz-Asche sei auch die Frage 
der Thematisierung von Kommunalpolitik in der 
Schule angesprochen worden. Er sei selbst Ge-
meinschaftskundelehrer. Das Thema sei durchaus 
im Lehrplan enthalten. Es hänge daher von der 
jeweiligen Lehrkraft ab, ob sie, wenn Kommunal-
wahlen seien, die Steilvorlage aufnehme und das 
Thema im Unterricht behandele. In seiner Schule 
sei dies z. B. anhand von Wahlplakaten durchaus 
üblich gewesen. Insofern seien die von der Kolle-
gin Schulz-Asche geschilderten Erfahrungen zu-
mindest nicht repräsentativ.  

Abschließend wolle er noch etwas zum Thema 
„Direktdemokratische Elemente und Bürgerbetei-
ligung“ sagen. Das höre sich auf kommunalpoliti-
scher Ebene zunächst einmal toll an. Doch müsse 
man dabei auch aufpassen. Denn es dürfe nicht so 
sein, dass die großen interessanten Projekte mit 
Bürgerbeteiligung und direktdemokratischen Ele-
menten entschieden würden und am Ende im 
Bauausschuss nur noch diskutiert werde, wie 
hoch die Winkel des Dachgiebels in einem Neu-
baugebiet sein dürften, um es einmal zuzuspitzen. 
Denn dies fördere nicht unbedingt die Attraktivi-
tät, ein kommunalpolitisches Ehrenamt anzustre-
ben. 

Der Vorsitzende dankt den Kolleginnen und Kol-
legen für die Fragen. Die Antwortrunde eröffne 
Frau Wacker-Hempel.  

Frau Andrea Wacker-Hempel (GAK) erklärt, sie 
wolle zunächst auf das mehrfach angesprochene 
Thema „Finanzen“ eingehen. Sie teile die An-
sicht, dass die vorhandenen Anrechnungsregelun-
gen teilweise kontraproduktiv seien. Wer sich en-
gagiere, wolle dafür nicht noch am Ende des Ta-
ges bestraft werden, zumal derjenige, der sich in 
der Kommunalpolitik engagiere, manchmal auch 
schmerzfrei sein müsse. Stelle man dann schließ-
lich noch fest, dass sich ein solches Engagement 
finanziell negativ auswirke, sei dies nicht motiva-
tionsförderlich. Hier wäre eine Unterstützung 
seitens der Bundesebene begrüßenswert. 
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Das Engagement von Jugendlichen sei in der Tat 
oftmals sehr groß. Das ändere sich mitunter in 
dem Moment, wenn sie nach der Schule eine Aus-
bildung oder ein Studium begännen und dafür oft 
den Wohnsitz wechselten. Zum Teil ändere sich 
dann ihre Lebensplanung oder es fehle ihnen an 
der notwendigen Zeit. Die Grünen versuchten, 
dem dadurch entgegenzuwirken, dass man den 
Jugendlichen Ansprechpartner nenne, die beim 
Übergang vom heimischen in den neuen Ortsver-
band unterstützend tätig seien. Es sei auch der be-
rechtigte Hinweis gekommen, dass sich Jugend-
liche nicht immer so eng einbinden lassen woll-
ten. Hier müssten sich die Parteien auch ein Stück 
weit selbst hinterfragen und mögliche Hindernisse 
für ein Engagement beseitigen. 

Fortbildung im kommunalpolitischen Ehrenamt 
sei heutzutage unerlässlich. Die Abgeordnete 
Kassner habe zu Recht die ehrenamtlichen Auf-
sichtsratsfunktionen in kommunalen Unterneh-
men angesprochen. Das sei ein schwieriges The-
ma, das mit sehr viel Verantwortung verbunden 
sei und wo eine Unterstützung und Zusammen-
arbeit von Verwaltungen und ehrenamtlichen 
Mandatsträgern unbedingt notwendig sei.  

Herr Gerhard Rohne (Kommunalpolitisches Fo-
rum, Land Brandenburg) führt aus, dass die Ent-
schädigungssatzung schon angesprochen worden 
sei. Die Zuständigkeit für dieses Thema liege bei 
den Ländern. Zumeist gebe das für Kommunal-
fragen zuständige Ministerium ein Rundschreiben 
mit einer Empfehlung heraus. Das Problem sei, 
dass sich die Höhe der Zahlungen zumeist nur an 
der Zahl der Einwohner orientiere und die Größe 
eines Kreises keine Berücksichtigung finde. Dies 
sollte überdacht werden. 

Er wolle noch einmal unterstreichen, dass die in 
den Räten engagierten Kolleginnen und Kollegen 
keinen zusätzlichen Verdienst erhielten, sondern 
eine Aufwandsentschädigung für das von ihnen 
ausgeübte kommunalpolitische Ehrenamt. Zum 
Teil reiche die Aufwandsentschädigung nicht ein-
mal aus, um die Kosten zu decken, wenn man 
sein Ehrenamt ernst nehme, viel vor Ort unter-
wegs sei, um Themen und Sachverhalte genauer 
zu recherchieren. Hier könnte daher eine 

hauptamtliche Unterstützung durchaus sinnvoll 
sein. In Mecklenburg-Vorpommern sei z. B. 2011 
eine Kreisgebietsreform beschlossen worden. Die 
Strukturen nähmen dadurch teilweise Größenord-
nungen an, die im Ehrenamt kaum noch zu bewäl-
tigen sein. Hier müsse man sich dringend etwas 
einfallen lassen, um auf diese neuen Herausfor-
derungen zu reagieren. 

Bei den erwähnten Anfangszeiten von Sitzungen 
und Gremien erlebe er gegenwärtig eine andere 
Diskussion, nämlich weg von den Terminen am 
frühen Nachmittag und hin zu den Abendtermi-
nen, an denen z. B. auch die berufstätige Mutter 
teilnehmen könne, weil das Kind in dieser Zeit 
vom Partner betreut werden könne. 

Beim Thema „Weiterbildung“ teile er das, was in 
Bezug auf die Aufsichtsratsfunktionen von den 
Vorrednerinnen bereits gesagt worden sei. Das 
Thema stehe auch beim Kommunalpolitischen 
Forum alle zwei Jahre auf der Agenda. Es sei aber 
auch ein Thema der Unternehmen selbst, da diese 
verpflichtet seien, ihre Aufsichtsratsmitglieder 
auch selbst zu schulen. Ein ehrenamtliches Auf-
sichtsratsmitglied sei in jedem Fall gut beraten, 
viele Weiterbildungen zu besuchen. 

Als Fraktionsvorsitzender im Kreistag müsse er 
rund 40 Stunden pro Woche für sein Ehrenamt 
aufwenden und wer zudem noch als Arbeitneh-
mer irgendwo ganztags beschäftigt sei, müsse zwei 
full-time-jobs bewältigen. Bürgerbeteiligung neh-
me in der Tat zu. Solche Bürgervereinigungen be-
kämen auf der kommunalen Ebene oft schnell 
Zuspruch. Die entscheidende Frage sei, ob sie sich 
bildeten, um Dinge zu verhindern oder positiv 
voranzutreiben. Ein Problem sei zudem, dass sol-
che Entwicklungen in vielen Fällen an den kom-
munalen Mandatsträgern vorbeiliefen, ob gewollt 
oder ungewollt lasse er bewusst einmal offen.  

Herr Dr. Manfred Sternberg (Bundes-SGK) weist 
darauf hin, dass die Regelungen zur Freistellung, 
zum Verdienstausfall und zur Entschädigung aus 
seiner Sicht zu Recht Landesrecht seien. Bundes-
einheitliche Regelungen würde er hier nicht be-
fürworten, weil die kommunalen Vertretungsorga-
nisationsstrukturen und die Gemeindegrößen in 



  

 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 

Unterausschuss "Bürgerschaftliches Engagement" 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 27. Sitzung 
vom 9. November 2016 

Seite 18 von 24 

 
 

der Bundesrepublik hierfür zu unterschiedlich 
seien. In vielen Bundesländern habe es in den 
letzten Jahren Kreisgebietsreformen gegeben, was 
zwei Seiten habe. Auf der einen Seite drohe bei zu 
großen Einheiten die Bürgernähe verloren zu ge-
hen, auf der anderen Seite gebe es die Notwendig-
keit von besseren und effizienteren Strukturen. In 
Nordrhein-Westfalen sei die Kreis- und Gemein-
degebietsreform schon in den 1970er Jahren 
durchgeführt worden. Sie halte aus seiner Sicht 
noch heute, was man sich damals von ihr verspro-
chen habe. In Nordrhein-Westfalen gebe es z. B. 
auch landeseinheitliche Regelungen zur Frak-
tionsausstattung und es gebe die bereits genannte 
aktuelle fraktionsübergreifende Initiative im nord-
rhein-westfälischen Landtag. Solche Regelungen 
könne man jedoch nicht einfach auf andere Bun-
desländer übertragen, auch wenn man sich hin-
sichtlich der notwendigen Rahmenbedingungen 
für das kommunalpolitische Ehrenamt grundsätz-
lich einig sei. Denn Rheinland-Pfalz oder Schles-
wig-Holstein hätten z. B. eine ganz andere Ge-
bietsstruktur als Nordrhein-Westfalen. 

Bezüglich der Frage Ehrenamtlichkeit oder mehr 
Hauptamtlichkeit wolle er darauf hinweisen, dass 
die Hamburger sehr stolz darauf seien, als einziges 
Bundesland ein „Feierabendparlament“ zu haben. 
Das möge durchaus seine Berechtigung haben. 
Andererseits sei eine Mitgliedschaft im Kölner 
oder Münchener Stadtrat vom zeitlichen Aufwand 
her fast schon eine hauptamtliche Tätigkeit. Bei 
den Aufwandsentschädigungen kämen im Übri-
gen mitunter schon erhebliche Summen zusam-
men, wenn jemand mehrere Entschädigungen be-
ziehe, weil er oder sie zusätzlich noch den Vorsitz 
in einem Ausschuss und ein Aufsichtsratsmandat 
innehabe. Ob dies wirklich wünschenswert sei, 
sei die Frage. Denn dies begünstige auch auf der 
kommunalen Ebene die Entwicklung zur „Ver-
beruflichung“ von Politik. Dies widerspreche dem 
Ideal, dass möglichst viele Menschen aus der 
Mitte der Gesellschaft in den Kommunalparla-
menten vertreten und repräsentiert sein sollten, 
was heute schon oft nicht mehr der Fall sei. 

Aus seiner Sicht dürfe es nicht nur darum gehen, 
die individuellen Rahmenbedingungen für das 
kommunalpolitische Ehrenamt mit Blick auf Auf-
wandsentschädigungen und Freistellungsfragen 

zu verbessern, sondern die Frage sei für ihn auch, 
wie eine ehrenamtlich arbeitende Fraktion durch 
eine Fraktionsgeschäftsstelle mit qualifizierten 
hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
unterstützt werden könne. In Großstädten und in 
vielen Kreisen sei dies schon der Fall, weil dort 
eine vernünftige Arbeit ohne hauptamtliche Mit-
arbeiter kaum zu leisten sei. Insofern stelle sich 
die Frage, ob es nicht sinnvoll sei, die Mittel für 
die Fraktionsausstattung flächendeckend anzuhe-
ben, damit mit dem Know-how hauptamtlicher 
Fraktionsgeschäftsstellen die ehrenamtliche Rats-
arbeit effektiver gemacht werden könne. Dies liege 
jedoch letztlich in der Zuständigkeit der Länder.  

Der Bund habe vor allem im Bereich der Rente 
Handlungsmöglichkeiten. Darüber sei schon ge-
sprochen worden. Für Menschen im SGB II- oder 
SGB XII-Bezug seien die Freigrenzen für Auf-
wandsentschädigungen bei 200 Euro im Monat ge-
deckelt. Auch bei den übrigen Sozialleistungen 
und Steuerfreibeträgen gebe es Anrechnungsgren-
zen. Die Frage sei, inwiefern man diese anheben 
könne, um die Anreize für ehrenamtliche Tätig-
keit zumindest ein wenig zu erhöhen. 

Abschließend wolle er darauf hinweisen, dass der 
Bund Modellprojekte oder kleinere Programme 
initiieren könne, wie dies das BMFSFJ z. B. im 
Bereich der Extremismusprävention tue. Denkbar 
sei auch mehr Unterstützung im Bereich der poli-
tischen Bildung, z. B. die Förderung von Jugend-
parlamenten oder Planspielen für Schülerinnen 
und Schüler. Auch wenn solche Projekte nicht flä-
chendeckend implementiert würden, könnten sie 
doch als gute Beispiele Nachahmungseffekte aus-
lösen.  

Abg. Christian Haase (Kommunalpolitische Verei-
nigung der CDU und CSU Deutschlands) erklärt, 
er könne sich mit Blick auf die zuletzt genannten 
Programme seinem Vorredner uneingeschränkt 
anschließen. Auf Bundesebene habe man das Pro-
gramm „Jugend und Parlament“, das auf sehr gro-
ße Resonanz in ganz Deutschland stoße. So etwas 
müsste man im Grunde auch im Kleinen machen, 
um jungen Menschen nahe zu bringen, was in 
einem Kommunalparlament überhaupt passiere. 
Das wüssten die meisten nämlich gar nicht. In 
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seiner Heimatgemeinde mit 15.000 Einwohnern 
sei der Stadtrat auf die Schulen zugegangen und 
habe die Durchführung von Planspielen angebo-
ten. So habe man die Schüler z. B. bei der Planung 
für den Bau eines örtlichen Spielplatzes einbezo-
gen. Denn die Praxisnähe zeichne die Kommunal-
parlamente im Gegensatz zu den Landesparlamen-
ten und zum Bundestag im Idealfall ja aus. Hier 
gehe es eher um praktische Lösungen im Kleinen 
als um die großen ideologischen Fragen und hie-
rin liege aus seiner Sicht auch eine Chance, Men-
schen dafür zu interessieren und anzusprechen. 

Die interessante Frage sei auch, was das kommu-
nale Ehrenamt eigentlich von anderen Ehrenäm-
tern unterscheide. Viele Dinge, die erwähnt wor-
den seien, träfen ja auf das Ehrenamt an sich zu. 
Dies gelte z. B. für die Tatsache, dass das Interesse 
der Jugendlichen am Engagement im Lebensver-
lauf mal zu- und mal abnehme. Auch die Fami-
liengründung sei mitunter eine Phase, wo einfach 
die Zeit für Engagement fehle. Zudem konkurriere 
das kommunale Ehrenamt auch mit dem Engage-
ment in Schützenvereinen, Feuerwehr und Sport-
vereinen, denn auch engagierte Menschen verfüg-
ten nur über ein begrenztes Zeitbudget.  

Die Kollegin Pahlmann habe vorhin aus seiner 
Sicht zu Recht betont, dass es vor allem darauf 
ankomme, dass sich die Menschen für eine Sache 
begeisterten. Die Fragen von Verdienstausfall und 
Rahmenbedingungen im kommunalpolitischen 
Ehrenamt seien zwar wichtig, aber wer von der 
Idee, Demokratie vor Ort zu gestalten, nicht be-
geistert sei, werde nicht dauerhaft dabei bleiben. 
Diese Erfahrung habe man immer wieder gemacht, 
wenn man neue Kandidaten für den Rat angespro-
chen habe. Wer sich nur einem anderen zuliebe in 
diesem Bereich engagiere, der werde dies kaum 
länger als eine Wahlperiode tun.  

Die Abgeordnete Kassner habe vorhin gefragt, wie 
die kommunalpolitische Vereinigung der CDU 
und CSU zu Bürgerinitiativen stehe. Er finde diese 
eher gut. Er habe bei einem Bürgerbegehren von 
Eltern, die sich gegen eine Schulschließung ge-
wendet hätten, im heimischen Kreis erlebt, dass 
durch solch ein Engagement auch Interesse und 
Bereitschaft entstehen könne, sich anschließend 

auch in der Kommunalpolitik ehrenamtlich zu 
engagieren. Man müsse generell versuchen, Initia-
tiven, die sich nur destruktiv gegen bestimmte 
Dinge aussprächen, für eine konstruktive Mit-
arbeit zu gewinnen. Wenn dies gelinge, sei Bür-
gerbeteiligung in jedem Fall positiv zu bewerten. 

Die Berücksichtigung von Engagement bei Ein-
stellungen sei für ihn eine Frage der gesellschaft-
lichen Kultur. Er finde es wichtig, wenn bei Ein-
stellungsgesprächen nicht nur nach Ausbildung 
und fachlichen Qualifikationen, sondern auch 
nach ehrenamtlichen Tätigkeiten gefragt werde. 
Sehe ein Arbeitgeber Engagement als etwas Positi-
ves an, stehe er auch dem Thema „Freistellung“ 
positiver gegenüber und sehe dies nicht als ein 
lästiges Übel an. Viele Arbeitgeber würden es im 
Gegenteil sogar begrüßen, wenn ein Arbeitnehmer 
sich in den Stadtrat hineinwählen lasse, weil er 
auf diese Weise auch an zusätzliche Informatio-
nen komme und persönliche Verbindungen in die 
Kommunalpolitik habe, die auch für die Unter-
nehmensentwicklung wichtig seien. Bei der Suche 
nach neuen Ratskandidaten achte man als Partei 
sehr darauf, dass möglichst alle gesellschaftlichen 
Gruppen berücksichtigt würden. Denn nur so ge-
linge es, frühzeitig von Problemen in der Kommu-
ne zu erfahren, und es müsse dann nicht erst der 
Bürgerantrag kommen, der nachträglich auf Fehl-
entwicklungen aufmerksam mache.  

Die Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Ehren-
amt sei ein schwieriges Thema. Hier müsse jeder 
Rat für sich den richtigen Weg finden. Das gelte 
auch für den Umgang mit den Sitzungszeiten. Bei 
ihm vor Ort seien Abendtermine üblich. Er halte 
diese auch grundsätzlich für besser, da dann die 
Partnerin oder der Partner die Kinderbetreuung zu 
Hause besser übernehmen könne als bei einem 
Nachmittagstermin um 14 Uhr. 

Herr Dr. Sternberg habe die Frage der Professiona-
lisierung der Fraktionsarbeit und der notwendigen 
finanziellen Ressourcen angesprochen, um haupt-
amtliche Mitarbeiter einzustellen, die die Ge-
schäftsführung und Sitzungsvorbereitung über-
nehmen könnten. Bei größeren Städten ab 50.000 
oder 100.000 Einwohnern werde dies von den 
Fraktionen durchaus schon praktiziert. Hier sei 
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meistens auch genügend Geld vorhanden. Aber in 
kleinen Gemeinden könne er sich dies nicht vor-
stellen und er frage sich auch, ob hier dieser Grad 
der Professionalisierung wirklich notwendig sei. 

Oft sei davon die Rede, dass die ehrenamtlichen 
kommunalen Mandatsträger mit der Verwaltung 
auf Augenhöhe agieren sollten. Letztere habe aber 
oftmals schon Rechtsgutachten zu einem Sachver-
halt eingeholt, bevor sie das erste Mal mit den 
Kommunalpolitikern sprächen. Insofern sei dies 
mit der Augenhöhe oft schwierig. Entscheidend 
sei, ob ein gegenseitiges Vertrauen vorhanden sei. 
Das sei oftmals der Fall; er kenne aber auch Kom-
munen, wo dies nicht so sei. Er wolle hierfür ein 
Beispiel nennen, das eher zum Schmunzeln wäre, 
wenn es nicht so traurig wäre. In einer Nachbar-
gemeinde habe es einen Streit um die Sanierung 
eines Freibades gegeben. Dem Bürgermeister sei 
vorgeworfen, worden das Ganze zu verzögern und 
auch die Mehrheitsfraktion stünde nicht hinter 
dem Vorhaben. Da man sich über den notwendi-
gen Umfang der Sanierung nicht habe einigen 
können, habe man – wie oft in solchen Fällen – 
einen weiteren Gutachter bestellt, der einen 
Sanierungsfahrplan habe aufstellen sollen. Dafür 
habe dieser am Vorabend die dafür notwendigen 
Geräte im Freibad aufgestellt, um am anderen 
Morgen mit der Arbeit beginnen zu können. 
Daraufhin sei eine Fraktion in das Freibad einge-
drungen, um Beweisfotos zu machen, weil sie be-
fürchtet habe, der Bürgermeister hätte angeordnet, 
etwas reparieren zu lassen, bevor der Sanierer 
komme. Denn die Fraktion sei nicht vorab darüber 
informiert gewesen, wer dort seine Geräte aufge-
baut habe. Wenn es mit dem gegenseitigen Miss-
trauen so weit gekommen sei, wisse man, dass 
hier ein Mediator benötigt werde.  

Hinsichtlich der erwähnten kommunalen Unter-
nehmen sei zu sagen, dass zahlreiche erst in den 
letzten Jahren gegründet worden seien, weil die 
Berater gesagt hätten, dass dies die besste Form 
sei, wenn zwei Nachbarkommunen zusammen-
arbeiten wollten und hierfür eine gemeinsame 
Struktur bräuchten. Das Problem sei in der Tat die 
Haftung für das Ratsmitglied, das ehrenamtlich 
Mitglied im Aufsichtsrat eines solchen Unterneh-
mens sei. Das Risiko in der normalen Ratstätigkeit 
werde in der Regel über eine Versicherung 

aufgefangen. Sei man aber in einer GmbH als 
Aufsichtsratsmitglied tätig, reiche die Haftung 
weit darüber hinaus. Trotzdem müsse aber auch 
hier eine gewisse Absicherung für den Fall da 
sein, wenn jemand allein aus Unwissenheit etwas 
falsch mache und ihm dies nicht zuzuschreiben 
sei. Wenn jemand absichtlich etwas falsch mache 
und dabei für irgendetwas die Hand gehoben 
habe, müsse er dafür natürlich auch persönlich 
einstehen.  

Die Kollegin Pahlmann habe noch einmal um 
Erläuterung des Zusammenhangs von Aufwands-
entschädigungen und Elterngeld gefragt. Wenn 
jemand schon Mandatsträger gewesen sei, bevor er 
Vater und Mutter geworden sei, und Elterngeld 
beantrage, wirke sich die Aufwandsentschädigung 
erhöhend auf das Elterngeld aus. Diese sei dann 
Teil des Einkommens und werde bei der prozen-
tualen Berechnung mit berücksichtigt. Werde man 
erst in der schon laufenden Wahlperiode Vater 
oder Mutter werde die Aufwandsentschädigung 
als zusätzliches Einkommen bei der Berechnung 
des Elterngeldes abgezogen. Das sei leider gelten-
de Praxis. Trotzdem müsse man bei der Forderung 
nach einer Sonderbehandlung immer auch die ge-
sellschaftliche Akzeptanz mit im Auge behalten. 
Denn derjenige, der sich viele Stunden im Sport-
verein engagiere, erhalte dafür oft nicht einmal 
eine Aufwandsentschädigung, mitunter vielleicht 
wenn er Glück habe eine Anerkennung in Form 
eines Ehrenamtspreises vom Bürgermeister. Inso-
fern dürften Ausnahmen für kommunale Mandats-
träger auch nicht zu weitreichend sein.  

Abg. Dr. Dorothee Schlegel (SPD) führt aus, auch 
in ihrem Wahlkreis im Rhein-Neckar-Kreis sei die 
Höhe der Aufwandsentschädigungen in den Räten 
sehr unterschiedlich. Aus ihrer Sicht sei es not-
wendig, dass sich die Mitglieder in den Räten und 
die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister ge-
meinsam über ihr jeweiliges Selbstverständnis 
austauschten und hier gemeinsame Regelungen 
fänden. Sinnvoll wäre es auch, schon vor dem 
Legislaturperiodenwechsel einen Katalog mit In-
formationen über die Gemeinderatsarbeit für die 
neuen Ratsmitglieder zusammenzustellen, der 
diesen als Orientierung dienen könne. Hinsicht-
lich der Frage der Hauptamtlichkeit müssten sich 
die Kommunen selbst fragen, inwieweit sie sich 
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eine hauptamtliche Unterstützung für die Rats-
arbeit finanziell leisten wollten. Grundsätzlich 
wäre eine solche Entlastung schon wünschens-
wert. Das Problem sei, dass sich in kleineren Ge-
meinden eines Landkreises mehrere Ratsfraktio-
nen einer Partei einen Mitarbeiter teilen müssten, 
die Partei aber nicht unbedingt überall vor Ort in 
Fraktionsstärke vertreten sei.  

Aus ihrer Sicht müsste es zum Selbstverständnis 
einer Bürgermeisterin bzw. eines Bürgermeisters 
gehören, in Schulen zu gehen, gerade wenn die 
Gemeinden deren Träger seien, um Schülerinnen 
und Schülern Auskunft über die Abläufe in der 
Kommunalpolitik zu geben. Denn es könne nicht 
sein, dass Schülerinnen und Schüler nur über das 
Bundestagsprogramm „Jugend und Parlament“ 
oder entsprechende Landesprogramme erfahren 
könnten, wie die parlamentarische Demokratie in 
der Praxis funktioniere. Für Jugendliche, die sich 
in der Jugendorganisation einer Partei engagierten 
und den Wohnort wechselten, sei es mitunter 
schwierig, ihr kommunalpolitisches Engagement 
beizubehalten, weil die inhaltlichen und organisa-
torischen Abläufe sehr unterschiedlich seien, was 
die Orientierung zusätzlich erschwere.  

Abschließend würde sie Herrn Haase bitten, zu 
erläutern, was es mit dem Vorschlag der kommu-
nalpolitischen Vereinigung der CDU und CSU 
nach Einführung einer Drei-Prozent-Sperrklausel 
bei Kommunalwahlen auf sich habe, auf den sie 
bei der Vorbereitung für die Sitzung gestoßen sei.  

Abg. Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) erklärt, sie interessiere, ob bei der Aus-
schreibung von Stellen in der Kommunalverwal-
tung auch das ehrenamtliche Engagement als zu-
sätzliche Qualifikation abgefragt werde. Zudem 
würde sie gerne wissen, was die kommunalpoliti-
schen Vereinigungen täten, um den Frauenanteil 
in den Kommunalparlamenten zu erhöhen. 

Abg. Christian Haase (Kommunalpolitische Verei-
nigung der CDU und CSU Deutschlands) weist mit 
Blick auf die Frage der Abgeordneten Dr. Schlegel 
darauf hin, dass der Wegfall der Sperrklauseln bei 
Kommunalwahlen das Arbeiten in den Räten, 

z. B. in den großen nordrhein-westfälischen Städ-
ten, erheblich erschwert habe. Bei zum Teil über 
20 Fraktionen oder Gruppen im Rat sei es sehr 
schwierig, überhaupt noch Mehrheiten zu organi-
sieren. Zudem wolle jeder gerne reden, was die 
Dauer von Ratssitzungen oftmals beträchtlich ver-
längere. Die ursprünglich auch bei Kommunal-
wahlen bestehende Fünf-Prozent-Hürde sei von 
verschiedenen Landesverfassungsgerichten als 
verfassungswidrig erklärt worden, weil die kom-
munalpolitischen Vertretungen verfassungsrecht-
lich als Teil der Verwaltung gelten würden und 
daher in ihrer Funktion nicht mit dem Bundestag 
und den Landesparlamenten gleichzusetzen seien. 
Das Fehlen jeglicher Sperrklausel führe jedoch da-
zu, dass Parteien zum Teil schon mit einem Stim-
menanteil zwischen 0,5 und 1 Prozent in den 
Kommunalparlamenten vertreten seien mit den 
bereits geschilderten Folgen. Er würde daher 
dafür plädieren, eine gemeinsame Initiative für 
die Einführung einer einheitlichen Drei-Prozent-
Sperrklausel bei Kommunalwahlen zu starten und 
zu schauen, ob diese vor den Verfassungsgerich-
ten standhalte. 

Er würde sich wünschen, wenn man ehrenamt-
liche Tätigkeiten als ein Qualifikationsmerkmal in 
Stellenausschreibungen der Kommunalverwaltun-
gen hineinschreiben könnte. Er fürchte jedoch, 
dass dies Klagen nach dem allgemeinen Gleich-
stellungsgesetz nach sich ziehen würde. Insofern 
könne man dies zwar im Vorstellungsgespräch mit 
ansprechen, gerade wenn es um die Abklärung be-
stimmter Voraussetzungen wie z. B. Verantwor-
tungsbewusstsein gehe, die man ja auch in einem 
Ehrenamt bereits unter Beweis gestellt haben kön-
ne.  

Als Partei sei man über jede Frau froh, die bereit 
sei, sich in der Kommunalpolitik ehrenamtlich zu 
engagieren. Für Frauen sei ein Ehrenamt hier je-
doch oft noch weniger interessant als in einem an-
deren Bereich. Die Frage sei, welche Gründe dies 
habe. Ein Grund sei möglicherweise, dass sich Fa-
milie, Beruf und ehrenamtliches Engagement in 
der Kommunalpolitik für Frauen immer noch 
schwerer miteinander vereinbaren ließen als für 
Männer. Bis vor einigen Jahren sei es zum Teil 
auch noch so gewesen, dass Männer die Kandida-
tur sowohl von jungen Menschen als auch von 
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Frauen mit dem Argument unterlaufen hätten, 
diese sollten sich doch bitte erst einmal hinten an-
stellten und z. B. als Schriftführer in der lokalen 
Parteiorganisation beginnen. Hier gebe es jedoch 
mittlerweile einen Wandel. Heute sei man über je-
de Person froh, die Interesse bekunde, sich ehren-
amtlich in der Kommunalpolitik zu engagieren. 

Herr Dr. Manfred Sternberg (Bundes-SGK) erklärt, 
er wolle noch einmal das Thema „Ehrenamtliches 
Engagement bei Stellenausschreibungen“ anspre-
chen. Er teile die Ansicht von Herrn Haase, dass 
man wahrscheinlich Probleme bekäme, wenn man 
es als ein hartes Kriterium in die Stellenausschrei-
bung hineinschreiben würde. Auf der anderen 
Seite seien bei einem strukturierten Auswahlver-
fahren viele Kriterien zu berücksichtigen und hier 
könnte man sicherlich unter den Entscheidungs-
trägern vereinbaren, dies als ein zusätzliches Kri-
terium bei der Gewichtung mit einzubeziehen. 
Wenn man in diesem Bereich offen für Experi-
mente sei, werde man hier sicherlich auch weiter-
kommen.  

Die Abgeordnete Dr. Schlegel habe die Frage der 
Mindestausstattung der Fraktionen angesprochen. 
Er sei ein starker Befürworter, dass es eine landes-
einheitliche Regelung für die Mindestausstattung 
von Fraktionen differenziert nach der Stärke und 
den Gemeindetypen gebe. Ohne eine solche lan-
deseinheitliche Regelung werde man auch künftig 
weiterhin das Phänomen beobachten können, dass 
die Räte sich selber die Gelder wegkürzten, weil 
sie meinten, dass dies populär sei. Dem könne 
man nur mit einer einheitlichen Landesregelung 
begegnen, die das „Ob“ einer Mindestausstattung 
nicht den Gemeinden selbst überlasse, die ihnen 
aber gewisse Spielräume bei der Höhe lasse. 

Frauenförderung sei ein wichtiges Thema. Das 
Problem sei für die Sozialdemokratie weniger, 
dass sich kommunalpolitisch eine geringere Zahl 
von Frauen im Verhältnis zu Männern engagiere. 
Der Frauenanteil sei durchaus hoch. Das Problem 
seien aber die Führungspositionen. Hier seien alle 
Parteien in der Pflicht, daran etwas zu ändern. 
Aus Sicht der Bundes-SGK gehöre dies zum Bil-
dungsauftrag, dem man nachkommen müsse. Bei 
den kommunalpolitischen Nachwuchsakademien, 

die die SGK durchführe, gelte es ebenso wie auf 
Bundes- und auf Länderebene darauf zu achten, 
dass Gremien möglichst paritätisch besetzt wür-
den. Zudem biete man spezielle Seminarangebote 
an, um Frauen in Führungspositionen zu bestär-
ken. Aktuell gebe es ein entsprechendes Mento-
ring-Programm und in der nächsten Woche führe 
man ein Intensivcoaching für Frauen in Führungs-
positionen durch. Solche Unterstützungsformen 
seien wichtig, um den Frauenanteil zu erhöhen, 
und sollten daher weitere Nachahmer finden.  

Herr Gerhard Rohne (Kommunalpolitisches Fo-
rum, Land Brandenburg) erläutert, er wolle gleich 
beim Thema „Frauenanteil in den Kommunalpar-
lamenten“ weitermachen. Laut Zahlen des Lan-
desamtes für Statistik seien bei den Kommunal-
wahlen 2014 in Brandenburg 5.880 Sitze ohne 
Kreistag und kreisfreie Städte vergeben worden. 
Davon seien nur 22,8 Prozent auf Frauen entfal-
len. Nun könnte er sich damit trösten, dass bei der 
LINKEN die Frauen 36,5 Prozent der Mandate 
innehätten. Da auch dieser Anteil nicht zufrieden-
stellend sei, habe man nachgefragt, was Frauen 
daran hindere, sich zu engagieren. Wichtige Punk-
te, die von Frauen bei der Befragung genannt wor-
den seien, seien familienunfreundliche Zeiten so-
wie fehlende Kinderbetreuungsmöglichkeiten ge-
wesen. Letztere müssten im Moment familiär oder 
im Bekanntenkreis organisiert werden. Auch ob in 
jedem Fall eine Präsenzpflicht notwendig sei, sei 
von den Frauen thematisiert worden. Manches in 
der Kommunalpolitik könnte durchaus auch per 
Home-Office erledigt werden und erfordere nicht 
unbedingt eine tägliche Präsenz vor Ort. Dafür sei 
eine stärkere Nutzung der neuen Medien notwen-
dig. Frauen würden zum Teil aber auch von den 
männlich geprägten Redegewohnheiten nach dem 
Motto „Es wurde schon von allen alles gesagt, nur 
noch nicht von mir“ abgeschreckt. Auch mit der 
Forderung, doch erst einmal selbst die „Ochsen-
tour“ in der Partei zu durchlaufen, die man früher 
selber habe mitmachen müssen, sähen sich Frau-
en durchaus noch heute konfrontiert.  

In Brandenburg sei man derzeit dabei, eine Kreis-
gebietsreform zu beschließen, die politisch um-
stritten sei, da die Kreise künftig noch größer wür-
den, als sie jetzt schon seien. Hier müsse man sich 
etwas einfallen lassen. Ein möglicher Weg sei die 
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Installierung von hauptamtlichen Fraktionsge-
schäftsführern mit einer vernünftigen Finanzaus-
stattung. In der Entschädigungssatzung des bran-
denburgischen Innenministeriums gebe es Em-
pfehlungen zur Höhe der Entschädigung. Dennoch 
sei es auch in Brandenburg oftmals so, dass Ent-
schädigungen nach Kassenlage gezahlt würden. 
Hier würde er sich eine Vereinheitlichung wün-
schen, damit die Zahlungen zwischen Nachbarge-
meinden und Nachbarkreisen nicht mehr so stark 
differierten wie im Moment. Bisher habe man vor 
allem über die Entschädigungen der kommunalen 
Mandatsträger gesprochen. Es gehe aber auch um 
die sogenannten Fraktionsgelder, die sicherstell-
ten, dass eine Fraktion überhaupt arbeiten könne. 
Auch hier wäre eine gewisse Vereinheitlichung 
wünschenswert. Der Idealfall wäre, wenn dies 
bundesweit gelänge, aber dies werde vermutlich 
ein Traum bleiben.  

Frau Andrea Wacker-Hempel (GAK) erklärt, sie 
wolle mit dem Thema „Finanzen“ beginnen. Hier 
wäre es wünschenswert, wenn die Verwaltung 
und die Parlamente die Frage der Finanzausstat-
tung gemeinsam regeln könnten. Dies sei in Hes-
sen derzeit haushälterisch nicht möglich. In Hes-
sen stünden zudem viele Gemeinden und Land-
kreise unter dem kommunalen Schutzschirm. Das 
heiße, sie müssten jede zusätzlich getätigte Ausga-
be gegenfinanzieren, damit der Abbau der Schul-
den vorangehe. Wenn das Land einheitliche Rege-
lungen bei den Entschädigungen vorgeben würde, 
würden die Kommunen mit Sicherheit mit Ver-
weis auf das Konnexitätsprinzip zusätzliche 
finanzielle Mittel durch das Land fordern. Sie 
kenne Kolleginnen und Kollegen, die kaum Frak-
tionsgelder für die Fraktionsarbeit vor Ort zur Ver-
fügung hätten, da die Mittel hierfür im städtischen 
Haushalt nicht eingestellt seien. Auch die Auf-
wandsentschädigungen bewegten sich oftmals am 
unteren Limit. Wenn die Unterschiede schon in-
nerhalb eines Bundeslandes so groß seien, sei 
fraglich, wie eine bundeseinheitliche Regelung 
geschaffen werden könne. Sie sei diesbezüglich 
ein wenig ratlos, aber offen für entsprechende 
Vorschläge.  

Das Thema „Schule und Kommunalpolitik“ sei 
ebenfalls angesprochen worden. Grundsätzlich 

wäre es wünschenswert, wenn Kommunalpoliti-
kerinnen und Kommunalpolitiker in Schulen 
gingen und dort erläuterten, wie ein Kommunal-
parlament funktioniere, wie die Liste einer Partei 
aufgestellt werde oder was ein Antrag oder eine 
Anfrage sei. Dies sei jedoch – besonders in Wahl-
kampfzeiten – gar nicht so leicht umzusetzen. 
Denn viele Schulleiter lehnten ein solches Ansin-
nen ab, wenn nicht Vertreter aller Parteien auf 
dem Podium dabei seien, was organisatorisch oft 
nur schwer zu realisieren sei. Hier müsse aus ih-
rer Sicht an den Schulen ein Bewusstseinswandel 
einsetzen, um solche Blockaden abzubauen.  

Abschließend wolle sie auf das Thema „Frauen in 
der Kommunalpolitik“ zu sprechen kommen. Es 
sei für Frauen teilweise sehr schwierig, bei der 
kommunalpolitischen Arbeit im Parlament einen 
Fuß in die Tür zu bekommen. Das „Gockel“-Ver-
halten vieler Männer sei immer noch enorm hoch 
und nicht wenige versuchten, Frauen gar nicht 
erst hochkommen zu lassen, um selber besser da 
zu stehen. Die GAK biete z. B. ein Mentoring-Pro-
gramm für Frauen an, das sehr gut genutzt werde. 
Zudem gebe es bei den Grünen die Quotierung bei 
den Listenplätzen, weshalb man beim Frauen-
anteil sehr gut aufgestellt sei. 

Als Fazit wolle sie betonen, dass für Kommunal-
politikerinnen und Kommunalpolitiker schon 
eine stärkere Wertschätzung sehr wichtig wäre, 
auch durch die hauptamtlichen Politikerinnen 
und Politiker auf der Bundesebene in Berlin. Wie 
diese aussehen könnte, darüber könne man sich 
gerne noch einmal unterhalten. Die Wertschät-
zung wäre wichtig, weil die kommunalen Man-
datsträgerinnen und Mandatsträger nicht Politiker 
zweiter oder dritter Klasse seien, sondern die Ba-
sis der repräsentativen Demokratie verkörperten.  

Der Vorsitzende dankt den Vertreterinnen und 
Vertretern der kommunalpolitischen Vereini-
gungen für ihre Beiträge, die deutlich gemacht 
hätten, wo der Schuh drücke. Man werde die 
Anregungen aufnehmen und in den Fraktionen 
diskutieren. Die Frage der finanziellen Rahmen-
bedingungen für das kommunalpolitische Ehren-
amt sei punktuell auch Bundessache, die Ausstat-
tungsfragen hingegen seien Ländersache. Diese 
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werde man aus seiner Sicht in absehbarer Zeit 
nicht bundeseinheitlich regeln können. Die Frage 
des Verhältnisses von Rat, hauptamtlicher Leitung 
in der Kommune sowie Bürgerinnen und Bürger 
werde eher noch an Bedeutung zunehmen. Denn 
es sei zu erwarten, dass die Menschen, die sich 
derzeit z. B. in der Flüchtlings- und Integrations-
arbeit engagierten, in Zukunft auch bei anderen 
wichtigen kommunalpolitischen Fragen mitwir-
ken wollten. Auch hier liege die Zuständigkeit zu-
nächst einmal bei den Ländern. Er wolle abschlie-
ßend betonten, dass das bürgerschaftliche Engage-
ment auch ein wichtiger Gegenpool gegen jene 

Spielarten des Rechtspopulismus sei, die im Mo-
ment in Deutschland, Europa und den USA auf 
dem Vormarsch seien. Daher könne er auch aus 
diesem Blickwinkel nur an alle kommunalen Ak-
teure appellieren, konstruktiv zusammenzuarbei-
ten, um diesem Trend entgegenzuwirken. 

Tagesordnungspunkt 2 

Verschiedenes 

Zum Punkt „Verschiedenes“ gibt es keine 
Wortmeldungen. 

 

 
Schluss der Sitzung: 19:05 Uhr 
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